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EMRK Art3

. AsylG 2005 § 12a gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 12a gultig von 20.07.2015 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 12a glltig von 19.06.2015 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.01.2014 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 144/2013
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.08.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 144/2013
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.07.2011 bis 31.07.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 12a gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
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. AsylG 2005 § 41a gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012

1. EMRK Art. 3 heute
2. EMRKArt. 3 gultig ab 01.05.2004

Spruch
E6 412.365-1/2010-3E
BESCHLUSS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Habersack als Einzelrichter Gber die Beschwerde der XXXX, StA.. Turkei,
gegen den mundlich verkiindeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 24.03.2010, ZI. 10 02.206, beschlossen:Der
Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Habersack als Einzelrichter Uber die Beschwerde der rémisch 40 , StA..
Turkei, gegen den mundlich verkiindeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 24.03.2010, ZI. 10 02.206, beschlossen:

Die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes ist gemaR § 12a Abs. 2 Z.1, 2 und 3 iVnDie Aufhebung des faktischen
Abschiebeschutzes ist gemal Paragraph 12 a, Absatz 2, Ziffer eins, 2 und 3 iVm

8 41a AsylG 2005 idgF, rechtmaRig.Paragraph 41 a, AsylG 2005 idgF, rechtmaliig.
Text
BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:
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I.1. Die Asylwerberin, eine Staatsangehdrige der Tirkei, reiste am 18.01.2004 nach Osterreich ein und stellte am
07.04.2004 einen Asylantrag. Zusammengefasst brachte die Asylwerberin zu ihren Fluchtgrinden vor, ihre Heimat
verlassen zu haben, weil sie in Osterreich beabsichtige, zu heiraten. Sie habe keine Fluchtgriinde und sei in der Turkei
keiner Verfolgung ausgesetzt gewesen.romisch eins.1. Die Asylwerberin, eine Staatsangehdrige der Turkei, reiste am
18.01.2004 nach Osterreich ein und stellte am 07.04.2004 einen Asylantrag. Zusammengefasst brachte die
Asylwerberin zu ihren Fluchtgrinden vor, ihre Heimat verlassen zu haben, weil sie in Osterreich beabsichtige, zu

heiraten. Sie habe keine Fluchtgriinde und sei in der Turkei keiner Verfolgung ausgesetzt gewesen.

I.2. Dieser Asylantrag wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 26.11.2004, Zltémisch eins.2. Dieser Asylantrag

wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 26.11.2004, ZI.

04 06.898-BAW, in Spruchteil | unter Berufung auf8 7 AsylG 1997 abgewiesen; in Spruchteil Il stellte es fest, dass die
Zuruckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung der Beschwerdeftihrerin in die Tlrkei gemaR § 8 Abs. 1 AsylG 1997
zulassig sei. In Spruchteil lll wurde die Beschwerdeflhrerin gemal 8 8 Abs. 2 AsylG 1997 aus dem &sterreichischen
Bundesgebiet ausgewiesen.04 06.898-BAW, in Spruchteil romisch eins unter Berufung auf Paragraph 7, AsylG 1997
abgewiesen; in Spruchteil rémisch zwei stellte es fest, dass die Zurtckweisung, Zurickschiebung oder Abschiebung der
Beschwerdefihrerin in die Turkei gemal Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 zulassig sei. In Spruchteil romisch drei
wurde die Beschwerdefihrerin gemald Paragraph 8, Absatz 2, AsylG 1997 aus dem O&sterreichischen Bundesgebiet

ausgewiesen.

Dieser Bescheid wurde dem damaligen Vertreter der Asylwerberin am 01.12.2004 personlich zugestellt und erwuchs
mangels Einbringung eines Rechtsmittels in Rechtskraft.

[.3. Am 10.03.2010 stellte die Asylwerberin neuerlich einen Antrag auf Gewahrung internationalen Schutzes und gab in
diesem Zusammenhang an, dass sie seit ihrem ersten Asylverfahren Osterreich nicht verlassen habe. Sie habe am
XXXX in XXXX einen Osterreichischen Staatsangehdrigen geheiratet, wobei diese Ehe mittlerweile annulliert worden sei.
Die Asylwerberin habe wahrend des ersten Asylverfahrens nicht die Wahrheit zu ihren Fluchtgrinden angegeben. Sie
habe in der Turkei vermutlich im Jahr 2001 einen Mann erschlagen, weshalb sie von einem tirkischen Gericht zu einer
Haftstrafe in Hohe von dreieinhalb Jahren verurteilt worden sei. Diese Haftstrafe habe sie in einem tlrkischen
Gefangnis verbuf3t. Im Falle einer Ruckkehr in die Turkei beflrchte sie, dass sich Angehdrige des Getdteten an ihr
rachen wirden. AuBerdem leide sie an Herzproblemen und hohem Blutdruck. Sie habe eine Tochter, die in Ankara
wohnhaft sei und ein Bruder lebe ebenfalls noch in der Tlrkei.rémisch eins.3. Am 10.03.2010 stellte die Asylwerberin
neuerlich einen Antrag auf Gewahrung internationalen Schutzes und gab in diesem Zusammenhang an, dass sie seit
ihrem ersten Asylverfahren Osterreich nicht verlassen habe. Sie habe am rémisch 40in rémisch 40 einen
Osterreichischen Staatsangehdrigen geheiratet, wobei diese Ehe mittlerweile annulliert worden sei. Die Asylwerberin
habe wahrend des ersten Asylverfahrens nicht die Wahrheit zu ihren Fluchtgriinden angegeben. Sie habe in der Turkei
vermutlich im Jahr 2001 einen Mann erschlagen, weshalb sie von einem tlrkischen Gericht zu einer Haftstrafe in Hohe
von dreieinhalb Jahren verurteilt worden sei. Diese Haftstrafe habe sie in einem tirkischen Gefangnis verbuRt. Im Falle
einer Ruckkehr in die Turkei befurchte sie, dass sich Angehérige des Getdteten an ihr rachen wirden. AuBerdem leide
sie an Herzproblemen und hohem Blutdruck. Sie habe eine Tochter, die in Ankara wohnhaft sei und ein Bruder lebe
ebenfalls noch in der Tirkei.

I.4. Am 24.03.2010 fand eine niederschriftliche Einvernahme der Asylwerberin vor dem Bundesasylamt statt, in deren
Rahmen das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz der Asylwerberin gemaR § 12 a Abs. 2 AsylG mit mundlich
verkiindetem Bescheid aufhob.romisch eins.4. Am 24.03.2010 fand eine niederschriftliche Einvernahme der
Asylwerberin vor dem Bundesasylamt statt, in deren Rahmen das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz der
Asylwerberin gemaR Paragraph 12, a Absatz 2, AsylG mit mindlich verkiindetem Bescheid aufhob.

I.5. Die Bezug habenden Verwaltungsakten langten am 01.04.2010 bei der zustandigen Gerichtsabteilung des
Asylgerichtshofes ein, worlber das Bundesasylamt gemaRrémisch eins.5. Die Bezug habenden Verwaltungsakten
langten am 01.04.2010 bei der zustandigen Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes ein, worliber das Bundesasylamt
gemaf

§ 41 a Abs. 2 AsylG mit Mitteilung vom 01.04.2010 informiert wurdeParagraph 41, a Absatz 2, AsylG mit Mitteilung vom
01.04.2010 informiert wurde.

Il. Rechtliche Beurteilungromisch zwei. Rechtliche Beurteilung


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/7
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8

II.1. Am 1.1.2010 ist das AsylG 2005 idF der Novelle BGBI. 122/2009 in Kraft getreten. GemaR § 75 Abs. 9 sind die 8812
a, 22 Abs.12, 31 Abs.4, 34 Abs.6 und 35 in der genannten Fassung auf Verfahren, die bereits vor dem 1. Janner 2010,
anhangig waren, nicht anzuwenden.rémisch zwei.1. Am 1.1.2010 ist das AsylG 2005 in der Fassung der Novelle
Bundesgesetzblatt 122 aus 2009, in Kraft getreten. Gemal’ Paragraph 75, Absatz 9, sind die 8812 a, 22 Absatz 12, 31,
Absatz 4, 34, Absatz 6 und 35 in der genannten Fassung auf Verfahren, die bereits vor dem 1. Janner 2010, anhangig

waren, nicht anzuwenden.

Gegenstandlicher Folgeantrag wurde am 10.03.2010 gestellt, wodurch die in§ 75 Abs. 9 AsylG genannten
Bestimmungen auf ihn Anwendung finden.Gegenstandlicher Folgeantrag wurde am 10.03.2010 gestellt, wodurch die in
Paragraph 75, Absatz 9, AsylG genannten Bestimmungen auf ihn Anwendung finden.

I.2. GemaR 8§ 23 Abs. 1 AsylGHG idF der Dienstrechtsnovelle 2008,BGBI. | Nr. 147/2008, sind auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. Nr. 100, nicht anderes ergibt, die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaRd
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.romisch zwei.2. GemaR
Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG in der Fassung der Dienstrechtsnovelle 2008, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147
aus 2008,, sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005),
Bundesgesetzblatt Nr. 100, nicht anderes ergibt, die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

I1.3. Gemal § 9 AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung
durch Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.rémisch zwei.3. Gemall Paragraph 9,
AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung durch
Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.

Gemal? 8 61 Abs. 3a AsylG entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung
des Abschiebeschutzes im Rahmen der Uberpriifung gemaRGemdaR Paragraph 61, Absatz 3 a, AsylG entscheidet der
Asylgerichtshof durch Einzelrichter Uber die RechtmaBigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der
Uberprifung geman

8 41a AsylG.Paragraph 41 a, AsylG.

Il.4. GemaBR8& 12a AsylG kann das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen
Folgeantrag gemal3 8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG gestellt hat, aufheben, wennrémisch zwei.4. GemaR Paragraph 12 a, AsylG
kann das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen Folgeantrag gemal Paragraph 2,
Absatz eins, Ziffer 23, AsylG gestellt hat, aufheben, wenn

1. gegen ihn eine aufrechte Ausweisung besteht,

2. der Antrag voraussichtlich zuriickzuweisen ist, weil keine entscheidungswesentliche Anderung des maRgeblichen
Sachverhaltes eingetreten ist, und

3. die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten und fur ihn als Zivilperson keine ernsthafte
Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.3. die Zurtckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung keine
reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten und fir ihn als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge

willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Gemal’ § 22 Abs. 10 AsylG ergehen Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber die Aufhebung des Abschiebeschutzes
gemal’ 8 12a Abs. 2 AsylG mundlich in Bescheidform. Die Beurkundung gemaR§ 62 Abs. 2 AVG gilt auch als schriftliche
Ausfertigung gemalRGemald Paragraph 22, Absatz 10, AsylG ergehen Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber die
Aufhebung des Abschiebeschutzes gemall Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG mindlich in Bescheidform. Die
Beurkundung gemald Paragraph 62, Absatz 2, AVG gilt auch als schriftliche Ausfertigung gemafR

§ 62 Abs. 3 AVG. Die Verwaltungsakte sind dem Asylgerichtshof unverztglich von Amts wegen zur Uberprifung gemaR
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8 41a AsylG zu Ubermitteln. Diese gilt als Beschwerde an den Asylgerichtshof; dies ist in der Rechtsmittelbelehrung
anzugeben. Uber die RechtméRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes hat der Asylgerichtshof im Rahmen der
Uberprifung gemaR § 41a AsylG mit Beschluss zu entscheidenParagraph 62, Absatz 3, AVG. Die Verwaltungsakte sind
dem Asylgerichtshof unverziiglich von Amts wegen zur Uberprifung gemaR Paragraph 41 a, AsylG zu Gbermitteln.
Diese gilt als Beschwerde an den Asylgerichtshof; dies ist in der Rechtsmittelbelehrung anzugeben. Uber die
RechtméRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes hat der Asylgerichtshof im Rahmen der Uberpriifung gemaR
Paragraph 41 a, AsylG mit Beschluss zu entscheiden.

Eine Entscheidung des Bundesasylamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines Fremden nach§ 12a Abs. 2 AsylG
aufgehoben wurde, ist gemal 8 41a Abs. 1 AsylG vom Asylgerichtshof unverziglich zu Uberprifen. Das Verfahren ist
ohne Abhaltung einer mindlichen Verhandlung zu entscheiden.§ 66 Abs. 2 AVG ist in diesem Verfahren nicht
anzuwenden. Das Neuerungsverbot nach § 40 AsylG gilt sinngemaR.Eine Entscheidung des Bundesasylamtes, mit der
der faktische Abschiebeschutz eines Fremden nach Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG aufgehoben wurde, ist gemaR
Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG vom Asylgerichtshof unverztglich zu Uberprifen. Das Verfahren ist ohne Abhaltung
einer mundlichen Verhandlung zu entscheiden. Paragraph 66, Absatz 2, AVG ist in diesem Verfahren nicht
anzuwenden. Das Neuerungsverbot nach Paragraph 40, AsylG gilt sinngemaR.

Gemal? § 41 a Abs. 2 AsylG sind die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemaRsemaR Paragraph 41, a Absatz 2, AsylG
sind die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemafd

§ 12 a Abs. 2 AsylG und eine aufrechte Ausweisung mit der Erlassung der Entscheidung gemaR § 12 a Abs. 2 AsylG
durchsetzbar. Mit der Durchfihrung der die Ausweisung umsetzenden Abschiebung ist bis zum Ablauf des dritten
Arbeitstages ab Einlangen der gemaR § 22 Abs. 10 AsylG zu Ubermittelnden Verwaltungsakte bei der zustandigen
Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes zuzuwarten. Der Asylgerichtshof hat das Bundesasylamt unverziglich vom
Einlangen der Verwaltungsakte bei der zustindigen Gerichtsabteilung und von der im Rahmen der Uberpriifung
gemal § 41a Abs.1 AsylG getroffenen Entscheidung tber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes zu
verstandigen.Paragraph 12, a Absatz 2, AsylG und eine aufrechte Ausweisung mit der Erlassung der Entscheidung
gemal Paragraph 12, a Absatz 2, AsylG durchsetzbar. Mit der Durchfihrung der die Ausweisung umsetzenden
Abschiebung ist bis zum Ablauf des dritten Arbeitstages ab Einlangen der gemaR Paragraph 22, Absatz 10, AsylG zu
Ubermittelnden Verwaltungsakte bei der zustandigen Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes zuzuwarten. Der
Asylgerichtshof hat das Bundesasylamt unverziglich vom Einlangen der Verwaltungsakte bei der zustandigen
Gerichtsabteilung und von der im Rahmen der Uberpriifung gemaR Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG getroffenen
Entscheidung Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes zu verstandigen.

GemaR § 41a Abs. 3 AsylG hat der Asylgerichtshof Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im
Rahmen der Uberpriifung gem&R 8 41a Abs. 1 AsylG binnen acht Wochen zu entscheidenGemaR Paragraph 41 a,
Absatz 3, AsylG hat der Asylgerichtshof Gber die Rechtmaligkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der
Uberprifung gemaR Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG binnen acht Wochen zu entscheiden.

IL5. Im gegenstandlichen Fall besteht nach der rechtskraftigen Entscheidung durch das Bundesasylamt vom
26.11.2004, ZI. 04 06.898-BAW, im Verfahren Uber den ersten Asylantrag eine aufrechte Ausweisung.rémisch zwei.5. Im
gegenstandlichen Fall besteht nach der rechtskraftigen Entscheidung durch das Bundesasylamt vom 26.11.2004, ZI. 04
06.898-BAW, im Verfahren Uber den ersten Asylantrag eine aufrechte Ausweisung.

Die Asylwerberin stltzte ihren neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz auf Griinde, die bereits im Vorverfahren
vorlagen (Furcht vor Angehdrigen eines von ihr getdteten Mannes) mithin auf einen Sachverhalt, der bereits vor
Rechtskraft des oben genannten Bescheides des Bundesasylamtes, mit dem der erste Antrag der Asylwerberin
rechtskraftig abgewiesen wurden, verwirklicht war. Einem zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des
Verfahrens Uber den ersten Asylantrag verwirklichten Sachverhalt stutzt, steht die Rechtskraft des Uber den ersten
Antrag absprechenden Bescheides entgegen (VWGH ZI. 96/20/0266 vom 10.06.1998 mit Hinweis auf Erkenntnis vom
24.3.1993, ZI. 92/12/0149).

Die von der Asylwerberin beim Bundesasylamt vorgelegten Beweismittel (Urteil eines tirkischen Gerichtes) sollen den
bereits vor der ersten rechtskraftigen Entscheidung verwirklichten Sachverhalt untermauern und begriinden daher
nicht selbst einen neuen Sachverhalt.

Eine entscheidungswesentliche Anderung des Sachverhaltes ist daher nicht eingetreten und es wird der Folgeantrag
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voraussichtlich zurtckzuweisen sein.

II.6. In der Entscheidung Uber den ersten Asylantrag wurde ausgesprochen, dass die Asylwerberin im Falle einer
Rackkehr in den Herkunftsstaat keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt ware oder fir sie als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung
des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes bestehen wirde. Auch im zweiten Verfahren vor dem Bundesasylamt ist keine solche Bedrohung
hervorgekommen. Die Lage im Herkunftsstaat hat sich nach den Feststellungen im angefochtenen Bescheid im
Vergleich zu der in der Entscheidung Uber den ersten Asylantrag festgestellten Situation nicht zum Nachteil der
Asylwerberin verandert und bildet keine derartige Bedrohung.romisch zwei.6. In der Entscheidung tber den ersten
Asylantrag wurde ausgesprochen, dass die Asylwerberin im Falle einer Ruckkehr in den Herkunftsstaat keiner realen
Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
ausgesetzt ware oder fur sie als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes bestehen wirde. Auch im
zweiten Verfahren vor dem Bundesasylamt ist keine solche Bedrohung hervorgekommen. Die Lage im Herkunftsstaat
hat sich nach den Feststellungen im angefochtenen Bescheid im Vergleich zu der in der Entscheidung Uber den ersten
Asylantrag festgestellten Situation nicht zum Nachteil der Asylwerberin verandert und bildet keine derartige
Bedrohung.

Die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung der Beschwerdeflhrerin in ihren Herkunftsstaat stellt fur
diese somit keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention dar. Es besteht fur sie nach der aktuellen Lage im Herkunftsstaat als Zivilperson auch keine ernsthafte
Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes.Die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung der Beschwerdeflhrerin in ihren
Herkunftsstaat stellt fir diese somit keine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention dar. Es besteht fur sie nach der aktuellen Lage im Herkunftsstaat als
Zivilperson auch keine ernsthafte Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes.

Zum Vorbringen der Asylwerberin, sie leide an Herzproblemen und an Bluthochdruck und der diesbeztglich in Vorlage
gebrachten medizinischen Unterlagen, sowie zum Antrag des Vertreters der Asylwerberin auf Einholung eines
psychiatrischen Gutachtens ist folgendes auszufiihren:

Der Verfassungsgerichtshof stellte in seinem Erkenntnis vom 06.03.2008, B 2400/07-9, die zur Frage der Vereinbarkeit
der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK ergangene Rechtsprechung des EGMR - in diesen
Fallen ging es jeweils um die Frage der Abschiebung in den Herkunftsstaat - wortlich wie folgt dar:Der
Verfassungsgerichtshof stellte in seinem Erkenntnis vom 06.03.2008, B 2400/07-9, die zur Frage der Vereinbarkeit der
Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Artikel 3, EMRK ergangene Rechtsprechung des EGMR - in diesen
Fallen ging es jeweils um die Frage der Abschiebung in den Herkunftsstaat - wortlich wie folgt dar:

Der Verfassungsgerichtshof geht in Ubereinstimmung mit dem EGMR (s. etwa EGMR 7.7.1989, Fall Soering, EUGRZ
1989, 314 [319]; 30.10.1991, Fall Vilvarajah ua., ©JZ 1992, 309 [309]; 6.3.2001, Fall Hilal, 0JZ 2002, 436 [436 f.]) davon
aus, dass die Entscheidung eines Vertragsstaates, einen Fremden auszuliefern - oder in welcher Form immer aul3er
Landes zu schaffen -, unter dem Blickwinkel des Art3 EMRK erheblich werden und demnach die Verantwortlichkeit des
Staates nach der EMRK begriinden kann, wenn stichhaltige Griinde fir die Annahme glaubhaft gemacht worden sind,
dass der Fremde konkret Gefahr liefe, in dem Land, in das er ausgewiesen werden soll, Folter oder unmenschlicher
oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen zu werden (VfSlg. 13.837/1994, 14.119/1995 und
14.998/1997).Der Verfassungsgerichtshof geht in Ubereinstimmung mit dem EGMR (s. etwa EGMR 7.7.1989, Fall
Soering, EUGRZ 1989, 314 [319]; 30.10.1991, Fall Vilvarajah ua., 0JZ 1992, 309 [309]; 6.3.2001, Fall Hilal, ©)Z 2002, 436
[436 f.]) davon aus, dass die Entscheidung eines Vertragsstaates, einen Fremden auszuliefern - oder in welcher Form
immer auBer Landes zu schaffen -, unter dem Blickwinkel des Art3 EMRK erheblich werden und demnach die
Verantwortlichkeit des Staates nach der EMRK begriinden kann, wenn stichhaltige Griinde fiir die Annahme glaubhaft
gemacht worden sind, dass der Fremde konkret Gefahr liefe, in dem Land, in das er ausgewiesen werden soll, Folter
oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen zu werden (VfSlg. 13.837 aus 1994,
14.119 aus 1995, und 14.998 aus 1997,).
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Der EGMR hatte sich mehrmals mit der Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit
Art. 3 EMRK befasst:Der EGMR hatte sich mehrmals mit der Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen
anderen Staat mit Artikel 3, EMRK befasst:

Im Fall D. v. the United Kingdom (EGMR 2.5.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997, 93) ging es um die Abschiebung
eines an Aids im Endstadium erkrankten Staatsangehdrigen von St. Kitts/Karibik, der bei der Einreise in das Vereinigte
Konigreich wegen Mitfihrens einer grolReren Menge Kokain festgenommen und zu sechs Jahren Freiheitsstrafe
verurteilt worden war. Der EGMR entschied in diesem Fall, dass zwar die Abschiebung Kranker nicht schlechthin
unzulassig sei. Es seien die Besonderheiten jedes Einzelfalls zu berlcksichtigen. Im konkreten Fall befand sich der
Beschwerdefihrer im fortgeschrittenen Stadium einer unheilbaren Krankheit, sodass eine Abschiebung nach St. Kitts
den Beschwerdeflihrer einem realen Risiko aussetzen wurde, unter duBerst schlimmen Umstanden zu sterben. Der
EGMR erkannte schlielich, dass unter diesen aullergewohnlichen Umstanden eine Abschiebung als unmenschliche
Behandlung iSd Art. 3 EMRK zu werten sei:Im Fall D. v. the United Kingdom (EGMR 2.5.1997, Appl. 30.240/96, newsletter
1997, 93) ging es um die Abschiebung eines an Aids im Endstadium erkrankten Staatsangehorigen von St. Kitts/Karibik,
der bei der Einreise in das Vereinigte Konigreich wegen Mitfuhrens einer gréBeren Menge Kokain festgenommen und
zu sechs Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden war. Der EGMR entschied in diesem Fall, dass zwar die Abschiebung
Kranker nicht schlechthin unzuldssig sei. Es seien die Besonderheiten jedes Einzelfalls zu berlcksichtigen. Im
konkreten Fall befand sich der Beschwerdeflihrer im fortgeschrittenen Stadium einer unheilbaren Krankheit, sodass
eine Abschiebung nach St. Kitts den Beschwerdeflhrer einem realen Risiko aussetzen wirde, unter duRRerst schlimmen
Umstanden zu sterben. Der EGMR erkannte schliel3lich, dass unter diesen aullergewdhnlichen Umstanden eine

Abschiebung als unmenschliche Behandlung iSd Artikel 3, EMRK zu werten sei:

Der EGMR sah somit die unmenschliche Behandlung in diesem Fall nicht bloR in der Krankheit des Beschwerdefuhrers,
sondern in den besonderen Umstanden, mit denen der Beschwerdefluhrer im Fall der Abschiebung konfrontiert ware,

namlich im Risiko eines Todes unter qualvollen Umstanden.

Im Fall Bensaid (EGMR 6.2.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001, 26), einer an Schizophrenie erkrankten Person, sah
der EGMR in der Abschiebung nach Algerien keine Verletzung in Art. 3 EMRK. Er bestatigte zwar die Ernsthaftigkeit des
Krankheitszustandes, erklarte jedoch, dass die Mdglichkeit einer Behandlung in Algerien grundsatzlich gegeben sei. Die
Tatsache, dass die Umstande der Behandlung in Algerien weniger glinstig seien, als im Vereinigten Konigreich, sei im
Hinblick auf Art. 3 EMRK nicht entscheidend. Weiters sah der EGMR diesen Fall nicht mit dem unter Pkt. 2.1
dargestellten Fall D. v. the United Kingdom vergleichbar. Der EGMR stellte auf die "hohe Schwelle" des Art. 3 EMRK ab,
wenn die Zuflgung von Leid nicht in die direkte Verantwortung eines Vertragsstaates falle:Im Fall Bensaid (EGMR
6.2.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001, 26), einer an Schizophrenie erkrankten Person, sah der EGMR in der
Abschiebung nach Algerien keine Verletzung in Artikel 3, EMRK. Er bestdtigte zwar die Ernsthaftigkeit des
Krankheitszustandes, erklarte jedoch, dass die Mdglichkeit einer Behandlung in Algerien grundsatzlich gegeben sei. Die
Tatsache, dass die Umstande der Behandlung in Algerien weniger glnstig seien, als im Vereinigten Konigreich, sei im
Hinblick auf Artikel 3, EMRK nicht entscheidend. Weiters sah der EGMR diesen Fall nicht mit dem unter Pkt. 2.1
dargestellten Fall D. v. the United Kingdom vergleichbar. Der EGMR stellte auf die "hohe Schwelle" des Artikel 3, EMRK
ab, wenn die Zufliigung von Leid nicht in die direkte Verantwortung eines Vertragsstaates falle:

Ebenso wenig erkannte der EGMR im Fall Ndangoya (EGMR 22.6.2004, Appl. 17.868/03) eine Verletzung in Art. 3 EMRK
durch die Abschiebung einer mit HIV infizierten, noch nicht an Aids erkrankten Person. Der EGMR stellte fest, dass AIDS
ohne Behandlung in etwa ein bis zwei Jahren ausbrechen dirfte, dass aber eine medizinische Behandlung im
Herkunftsland (Tanzania) moglich sei. Dann fahrt der EGMR fort:Ebenso wenig erkannte der EGMR im Fall Ndangoya
(EGMR 22.6.2004, Appl. 17.868/03) eine Verletzung in Artikel 3, EMRK durch die Abschiebung einer mit HIV infizierten,
noch nicht an Aids erkrankten Person. Der EGMR stellte fest, dass AIDS ohne Behandlung in etwa ein bis zwei Jahren
ausbrechen durfte, dass aber eine medizinische Behandlung im Herkunftsland (Tanzania) méglich sei. Dann fahrt der
EGMR fort:

Dem Fall Salkic and others (EGMR 29.6.2004, Appl. 7702/04) lag ein Sachverhalt zu Grunde, nach dem den Eltern nach
ihrer Einreise in Schweden im Jahr 2002 ein posttraumatisches Belastungssyndrom diagnostiziert wurde und ein
Gutachten dem 14 Jahre alten Sohn und der 8 Jahre alten Tochter ein sehr schweres Trauma attestierte. Der EGMR sah
in der Abschiebung der Familie unter Verweis auf den o.a. Fall D. v. the United Kingdom keine Verletzung in Art. 3



EMRK. Der EGMR merkte dazu an:Dem Fall Salkic and others (EGMR 29.6.2004, Appl. 7702/04) lag ein Sachverhalt zu
Grunde, nach dem den Eltern nach ihrer Einreise in Schweden im Jahr 2002 ein posttraumatisches Belastungssyndrom
diagnostiziert wurde und ein Gutachten dem 14 Jahre alten Sohn und der 8 Jahre alten Tochter ein sehr schweres
Trauma attestierte. Der EGMR sah in der Abschiebung der Familie unter Verweis auf den o.a. Fall D. v. the United
Kingdom keine Verletzung in Artikel 3, EMRK. Der EGMR merkte dazu an:

Auch im Fall Ovdienko (EGMR 31.5.2005, Appl. 1383/04) lag nach der Entscheidung des EGMR keine Verletzung von Art.
3 EMRK durch die Zurlckschiebung einer an einem posttraumatischen Stresssyndrom und an Depressionen leidenden
Person vor. Diese hatte sich seit 2002 in psychiatrischer Behandlung befunden und wurde teilweise in einer
geschlossenen psychiatrischen Krankenanstalt behandelt. Der EGMR begrindete seine Entscheidung neuerlich damit,
dass der Beschwerdefuhrer nicht an einer unheilbaren Krankheit im Endstadium leide und verwies auf seine
Entscheidung im Fall D. v. the United Kingdom:Auch im Fall Ovdienko (EGMR 31.5.2005, Appl. 1383/04) lag nach der
Entscheidung des EGMR keine Verletzung von Artikel 3, EMRK durch die Zurlckschiebung einer an einem
posttraumatischen Stresssyndrom und an Depressionen leidenden Person vor. Diese hatte sich seit 2002 in
psychiatrischer Behandlung befunden und wurde teilweise in einer geschlossenen psychiatrischen Krankenanstalt
behandelt. Der EGMR begrindete seine Entscheidung neuerlich damit, dass der Beschwerdefiihrer nicht an einer
unheilbaren Krankheit im Endstadium leide und verwies auf seine Entscheidung im Fall D. v. the United Kingdom:

Auch im Fall Hukic (EGMR 29.9.2005, Appl. 17.416/05) sah der EGMR die Abschiebung einer am Down-Syndrom
leidenden Person nicht als Verletzung von Art. 3 EMRK. Er fUhrte aus, dass es in Bosnien-Herzegowina
Behandlungsmoglichkeiten gebe. Selbst wenn diese nicht denselben Standard wie in Schweden aufwiesen, nicht so
leicht zu erhalten und kostenintensiver seien, wirde eine Abschiebung nur bei Vorliegen aullergewdhnlicher
Umstande zu einer Verletzung von Art. 3 EMRK fuhren:Auch im Fall Hukic (EGMR 29.9.2005, Appl. 17.416/05) sah der
EGMR die Abschiebung einer am Down-Syndrom leidenden Person nicht als Verletzung von Artikel 3, EMRK. Er fuhrte
aus, dass es in Bosnien-Herzegowina Behandlungsmoglichkeiten gebe. Selbst wenn diese nicht denselben Standard
wie in Schweden aufwiesen, nicht so leicht zu erhalten und kostenintensiver seien, wirde eine Abschiebung nur bei
Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande zu einer Verletzung von Artikel 3, EMRK fuhren:

Im Fall Ayegh (EGMR 7.11.2006, Appl. 4701/05) drohte einem Beschwerdeflhrer, dem in zwei Gutachten eine schwere
Traumatisierung, Depressionen, Angstzustande und die Gefahr, Selbstmord zu begehen, attestiert wurden, die
Abschiebung in den Iran. Der EGMR begriindete seine Entscheidung, die Beschwerde flr unzulassig zu erklaren, damit,
dass schlechtere Behandlungsmdglichkeiten im Iran kein Abschiebehindernis seien und dass auch die
Selbstmorddrohung fir den Fall der Ausweisung den Staat nicht daran hindere, die Abschiebung zu vollziehen,
vorausgesetzt, dass konkrete MaRBnahmen zur Verhinderung des angedrohten Selbstmordes vom Staat ergriffen
werden:

Die Abschiebung der Beschwerdefiihrer nach Russland im Fall Goncharova & Alekseytsev (EGMR 3.5.2007, Appl.
31.246/06) erkannte der EGMR nicht als Verletzung in Art. 3 EMRK, obwohl der Zweitbeschwerdeflhrer schwer
psychisch krank war, bereits zwei Selbstmordversuche hinter sich und gedroht hatte, sich im Falle der Abschiebung
umzubringen. Der EGMR begriindete seine Entscheidung erneut - unter Zitierung der Entscheidung D. v. United
Kingdom - damit, dass nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande Art. 3 EMRK verletzt sein konnte. Der
Zweitbeschwerdeflhrer sei jedoch nicht in einer geschlossenen Anstalt gewesen und habe auch nicht standigen
Kontakt mit einem Psychiater gehabt. Auch die Drohung, im Falle der Abschiebung Selbstmord zu begehen, hindere
den Vertragsstaat nicht daran, die Abschiebung zu veranlassen. Hiezu fuhrt der EGMR aus:Die Abschiebung der
Beschwerdefiihrer nach Russland im Fall Goncharova & Alekseytsev (EGMR 3.5.2007, Appl. 31.246/06) erkannte der
EGMR nicht als Verletzung in Artikel 3, EMRK, obwohl der Zweitbeschwerdefuhrer schwer psychisch krank war, bereits
zwei Selbstmordversuche hinter sich und gedroht hatte, sich im Falle der Abschiebung umzubringen. Der EGMR
begrindete seine Entscheidung erneut - unter Zitierung der Entscheidung D. v. United Kingdom - damit, dass nur bei
Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande Artikel 3, EMRK verletzt sein kdnnte. Der Zweitbeschwerdeflhrer sei jedoch
nicht in einer geschlossenen Anstalt gewesen und habe auch nicht standigen Kontakt mit einem Psychiater gehabt.
Auch die Drohung, im Falle der Abschiebung Selbstmord zu begehen, hindere den Vertragsstaat nicht daran, die
Abschiebung zu veranlassen. Hiezu fihrt der EGMR aus:

I.7. Zusammenfassend ergibt sich aus den erwahnten Entscheidungen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht
hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst



dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland
nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich
Behandlungsmaglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt (vgl. Pkt. 2.3 Fall Ndangoya).
Nur bei Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche
liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wirde,
unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom)."rdmisch zwei.7. Zusammenfassend ergibt sich
aus den erwdhnten Entscheidungen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden
Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blof um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er
an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig,
schwerer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmadglichkeiten im
Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt vergleiche Pkt. 2.3 Fall Ndangoya). Nur bei Vorliegen
auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung in Artikel 3, EMRK. Solche liegen etwa vor,
wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen
Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom)."

Im Lichte dieser Judikatur kann ein Abschiebunshindernis aufgrund der vorliegenden Erkrankung nicht erkannt
werden, zumal sich aus den vom Bundesasylamt herangezogenen Landerfeststellungen zur Gesundheitsversorgung in
der Heimat der Asylwerberin ebenfalls nichts anderes ergibt.

I1.8. Da die Voraussetzungen des § 12a Abs. 2 iVm.8 41a AsylG fur die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes
vorliegen, ist der dazu mundlich verkiindete Bescheid des Bundesasylamtes vom 24.03.2010 rechtmaRig.rémisch
zwei.8. Da die Voraussetzungen des Paragraph 12 a, Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph 41 a, AsylG fur die
Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes vorliegen, ist der dazu mdindlich verkindete Bescheid des
Bundesasylamtes vom 24.03.2010 rechtmaRig.

Schlagworte

Abschiebungshindernis, EMRK, faktischer Abschiebeschutz - Aufhebung rechtmaRig, gesundheitliche Beeintrachtigung
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